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endlich mit dem Ziel, das Verordnungsrecht zu 
optimieren.

Die Studie zeigt, dass die Revision Elemen­
te enthält, die aus ökonomischer Sicht sinnvoll 
sind, aber auch Regulierungen, bei denen die 
Notwendigkeit staatlichen Handelns aus öko­
nomischer Sicht zweifelhaft ist. Diese würden 
wesentliche Regulierungskosten für die Wirt­
schaft verursachen, bei denen es zum Teil frag­
lich ist, ob sie sich mit dem Nutzen der Regulie­
rung rechtfertigen lassen. Die Vorlage enthält 
zudem Elemente, welche neue nicht tarifäre 
Handelshemmnisse aufbauen und so den Preis­
wettbewerb schwächen. In der RFA konnten 
allerdings auch einige Alternativen aufgezeigt 
werden. Anpassungen der Verordnungen sind 
– auch im Hinblick auf die Ergebnisse der Ver­
nehmlassung – noch möglich.

Aus ökonomischer Sicht lassen sich drei 
Gründe identifizieren, die Anpassungen der Re­
gulierung von Lebensmitteln und Gebrauchsge­
genständen rechtfertigen können:

–– 	Marktversagen aufgrund externer Effekte. 
Negative externe Effekte führen dazu, dass 
die Schadenslast von unsicheren Lebensmit­
teln (etwa aufgrund von allergischen Reakt­
ionen) aus gesellschaftlicher Sicht ineffizient 
hoch ist.

–– 	Marktversagen aufgrund asymmetrischer 
Information. Asymmetrische Information 
führt dazu, dass die Konsumenten Produkte 
kaufen, die nicht optimal auf ihre Präferen­
zen abgestimmt sind.

–– 	Reduktion der Kosten nicht tarifärer Handels-
hemmnisse. Dieses Ziel ist zwar nicht direkt 
im Zweckartikel des Lebensmittelgesetzes zu 
finden, dennoch kann es aus ökonomischer 
Sicht für Anpassungen sprechen, etwa um 
im Hinblick auf die Zukunft den Zugang zum 
EU-Markt zu gewährleisten.

D ie geplante Revision des Lebensmittelrechts 
soll die Sicherheit von Lebensmitteln und 

Gebrauchsgegenständen erhöhen und dadurch 
die Gesundheit der Konsumenten verbessern. Be­
vor das neue Lebensmittelgesetz1 in Kraft gesetzt 
werden kann, muss nun das Verordnungsrecht 
überarbeitet werden. Die revidierten Lebensmit­
telverordnungen (Projekt Largo) befinden sich bis 
Ende Oktober in Anhörung. Die Revision hat etwa 
veränderte Deklarationspflichten bei Lebensmit­
teln, Veränderungen in der Regulierung von Kos­
metika, eine neue Regulierung von Dusch- und 
Badewasser (siehe Kasten 1), ein neues Prozess­
hygienekriterium bei Schlachtbetrieben (siehe 
Kasten 2) sowie eine vereinfachte Selbstkontrolle 
bei Kleinstunternehmen zur Folge.

Ein höherer Sicherheitsstandard bringt auch 
höhere Kosten. Das Bundesamt für Lebensmit­
telsicherheit und Veterinärwesen (BLV) und das 
Staatssekretariat für Wirtschaft (Seco) haben 
deshalb das Büro für arbeits- und sozialpoli­
tische Studien (Bass) beauftragt, eine vertief­
te Regulierungsfolgenabschätzung (RFA) zu 
erstellen.2 Primäres Ziel dieser RFA ist es, die 
Notwendigkeit, die Ziele, die Auswirkungen 
und allfällige Alternativen der einzelnen Neue­
rungen im Lebensmittelrecht offenzulegen und 
aus ökonomischer Sicht zu beurteilen – letzt­
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Die Revision des 
Lebensmittelrechts 
will die Deklaration 
auf Verpackungen 
verschärfen.
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Veränderte Deklarationspflichten 
bei Lebensmitteln

In Bezug auf Deklarationspflichten für Lebensmit­
tel sehen die revidierten Verordnungen neu vor:

–– 	eine obligatorische und erweiterte Deklaration 
der Nährwerte bei vorverpackten Lebensmit­
teln (Übernahme von EU-Recht);

–– 	eine schriftliche Deklaration der Allergene im 
Offenverkauf (Übernahme von EU-Recht);

–– 	erweiterte Deklarationspflichten bei Fisch in 
Bezug auf Fanggerät und Produktionsmetho­
de (vereinfachte Angleichung an EU-Recht);

–– 	erweiterte Deklarationspflichten bei Fleisch 
(vereinfachte Angleichung an EU-Recht);

–– 	eine Vereinfachung der Deklaration des Pro­
duktionslandes (Schweizer Sonderregelung);

–– 	eine Ausdehnung der Deklarationspflicht 
in Bezug auf die Herkunft unverarbeiteter 
Zutaten bei vorverpackten Lebensmitteln 
(Schweizer Sonderregelung).

–– Von diesen Änderungen sind über 30 000 Un­
ternehmen (rund 45 000 Arbeitsstätten) in 
Herstellung, Detailhandel und Gastronomie 
betroffen. Ihnen werden aufgrund der verän­
derten Deklarationspflichten einmalige und 
laufende Aufwände entstehen.

Hohe Umstellungskosten bei  
Lebensmittelverpackungen

Die Kosten der Anpassung von schätzungsweise 
40 000 Verpackungen vorverpackter Lebens­
mittel belaufen sich auf geschätzte 147,4 Millio­
nen Franken und fallen insbesondere deshalb so 
hoch aus, weil den Unternehmen für die erfor­
derlichen Anpassungen nur eine Frist von einem 
Jahr gewährt werden soll. Diese kurze Zeitspan­
ne führt dazu, dass der grösste Teil der Anpas­
sungen nicht mit einer ohnehin geplanten Ver­
packungsanpassung koordiniert werden kann. 
Gemäss dem «Labeling Cost Model» der Food and 
Drug Administration der USA3 könnten mit einer 
Ausdehnung der Anpassungsperiode die Kosten 
der Verpackungsmassnahmen massiv gesenkt 
werden, von den geschätzten 147,4 Millionen auf 
rund 5 Millionen Franken bei einer Zeitspanne 
von 42 oder mehr Monaten.

Teure Deklaration im Offenverkauf

Neu müssen auch Anbieter, die ihre Lebens­
mittel im Offenverkauf anbieten (Metzgereien, 
Bäckereien, Restaurants oder Hotels mit Früh­
stücksbuffet etc.), die Allergene der verkauften 

3	 Muth Mary K., Melanie 
J. Ball, Michaela C. 
Coglaiti und Shawn 
A. Karns, Model to 
Estimate Costs of 
Using Labeling as a Risk 
Reduction Strategy for 
Consumer Products 
Regulated by the Food 
and Drug Administra-
tion, RTI International, 
Oktober 2012.
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Produkte schriftlich deklarieren. Die geschätzten 
Kosten der schriftlichen Deklaration der Allerge­
ne im Offenverkauf belaufen sich auf 117 Millio­
nen Franken (einmalig), die laufendenden Regu­
lierungskosten werden auf 17 Millionen Franken 
pro Jahr geschätzt. Die Kosten fallen deshalb so 
hoch aus, weil die zahlreichen Unternehmen der 
Gastronomie, des Lebensmittel-Detailhandels 
und des Lebensmittel-Fachdetailhandels die Al­
lergene aller Gerichte und Produkte, die sie im 
Offenverkauf anbieten, systematisch identifizie­
ren müssten, was sie unter der geltenden Rechts­
ordnung – trotz der bereits bestehenden mündli­
chen Auskunftspflicht – oft nicht tun.

Die Kosten der veränderten Deklarations­
pflichten stellen insbesondere für die kleinen 
Unternehmen der Gastronomie und des Lebens­
mittel-Fachdetailhandels eine beträchtliche, be­
triebswirtschaftlich relevante Belastung dar.
Der Nutzen der neuen Deklarationsvorschriften 
ist in präferenzoptimierten Konsumentscheiden, 
in einer Reduktion der Schadenslast allergischer 
Reaktionen und ungesunder Ernährung und in 
der Sicherstellung der Anerkennung der Gleich­
wertigkeit der Schweizer Hygienebestimmungen 
durch die EU zu sehen. Im Rahmen der RFA konn­
te einzig der Nutzen der schriftlichen Deklaration 
der Allergene quantifiziert werden. Dieser Nutzen 
(verminderte Anzahl allergischer Reaktionen und 
damit verbundene Reduktion der Kosten) beträgt 
geschätzte 12,0 Millionen Franken. Der Vergleich 
von Kosten und Nutzen indiziert somit, dass sich 
eine Pflicht zur schriftlichen Deklaration der Al­
lergene im Offenverkauf aus ökonomischer Sicht 
eher nicht rechtfertigen lässt.

Auf Schweizer Sonderregelungen 
verzichten

In Bezug auf die Deklarationspflichten bei Le­
bensmitteln lauten die Empfehlungen der RFA 
wie folgt:

–– 	Auf Schweizer Sonderregelungen wie die De­
klaration der Herkunft unverarbeiteter Zu­
taten und die Deklaration des Produktions­
landes, die den Handel erschweren und die 
Produkte verteuern, sollte verzichtet werden.

–– 	Die Anpassungsperiode sollte bei Verpackun­
gen auf (mindestens) 42 Monate ausgedehnt 
werden.

–– 	Auf die Pflicht zur schriftlichen Deklaration 
der Allergene im Offenverkauf sollte verzich­
tet werden.

Grossteil der importierten Kosme-
tika nicht mehr verkehrsfähig

Die neue Verordnung über kosmetische Mittel 
sieht in Bezug auf die Regulierung von Kosmetika 
im Wesentlichen folgende Anpassungen vor:

Informationsdossier und Sicherheitsbericht. 
Für jedes kosmetische Produkt, das in der 
Schweiz in Verkehr gebracht wird, muss neu ein 
Informationsdossier inklusive Sicherheitsbe­
richt vorliegen (Übernahme von EU-Recht).

Zugang zum Informationsdossier. Alle Unter­
nehmen, die Kosmetika in Verkehr bringen, also 
auch parallelimportierende Händler, müssen 
den Zugang der Vollzugsbehörden zum Informa­
tionsdossier sicherstellen (Übernahme von EU-
Recht).

Neue Kennzeichnungspflichten. Auf allen Ver­
packungen und Behältnissen von Kosmetika müs­
sen der Name und die Adresse eines in der Schweiz 
ansässigen Unternehmens sowie das Ursprungs­
land («made in») deklariert werden (Schweizer 
Sonderregelung).

Bäckereien und  
Restaurants sind von 
der Lebensmittelre-
vision betroffen. Sie 
müssen Informati-
onen für Allergiker 
schriftlich deklarie-
ren.
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Alle diese drei Veränderungen sind aus öko­
nomischer Sicht kritisch zu beurteilen – aus fol­
genden Gründen:

Die neuen Kennzeichnungspflichten führen 
dazu, dass der grösste Teil der Kosmetika, die im­
portiert werden, nicht mehr verkehrsfähig ist, da 
auf den Verpackungen und Behältern meist kein 
in der Schweiz ansässiges Unternehmen ange­
geben ist. Dies bedeutet: Für die Schweiz müssen 
gesonderte Verpackungen produziert werden, was 
mit zusätzlichen Regulierungskosten in der Höhe 
von bis zu 27,2 Millionen Franken pro Jahr und da­
mit mit einer Preiserhöhung von bis zu 40 Rappen 
pro importiertem Artikel verbunden sein könnte.
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Kasten 1: Regulierung des Badewassers kann Legionelleninfektionen eindämmen
Das Dusch- und Badewasser, das dazu 
bestimmt ist, in (halb)öffentlichen und 
nicht privaten Anlagen (insbesondere 
Hotels, Alters- und Pflegeheime sowie 
Badeanstalten) mit dem menschlichen 
Körper in Kontakt zu kommen, wird neu 
dem Geltungsbereich des Lebensmit-
telgesetzes unterstellt. Bisher war das 
Dusch- und Badewasser kantonal regu-
liert. Im Bereich des Duschwassers ver-
fügt bis auf die Kantone Thurgau und 
St. Gallen derzeit allerdings kein Kanton 

über eine gesetzliche Grundlage.
Die Regulierung zielt insbeson-

dere darauf ab, die Schadenslast der 
Legionellose, einer Infektionskrank-
heit, die durch Bakterien (Legionellen) 
verursacht wird, zu reduzieren. Die 
Schadenslast der Krankheit im Ge-
sundheitswesen, in der Wirtschaft und 
bei den betroffenen Individuen ist mit 
geschätzten 152 Millionen beträchtlich. 
Der Impact der neuen Regulierung 
auf die Häufigkeit von Legionellosen 

konnte im Rahmen der RFA nicht 
abgeschätzt werden, der Nutzen der 
Regulierung kann somit nicht quanti-
tativ ausgewiesen werden. Experten 
erwarten durch die Regulierung des 
Dusch- und Badewassers allerdings 
eine wesentliche Verringerung der Häu-
figkeit von Legionellenerkrankungen.

In den nächsten fünf Jahren müssen 
aufgrund der neuen Vorschriften 
geschätzt 410 Badeanlagen und 2835 
Duschanlagen saniert werden. Die 

Sanierungen sind mit hohen Investitio-
nen verbunden, welche die finanziellen 
Möglichkeiten von einigen Betreibern 
von Dusch- und Badeanlagen überstei-
gen könnten. Wir empfehlen deshalb, 
die Anpassungsperiode von fünf Jahren 
dahin gehend auszudehnen, dass 
Sanierungen erst dann vorgenommen 
werden müssen, wenn die Anlagen aus 
anderen als regulatorischen Gründen 
saniert werden.

Preisniveau bei Kosmetika steigt
Die vorgesehenen neuen Kennzeichnungspflich­
ten dürften jedoch auch über eine Schwächung 
des Preiswettbewerbs zu einer weiteren Erhö­
hung des Preisniveaus importierter Kosmetika 
führen, das bereits unter der geltenden Rechts­
ordnung hoch ist. Aus demselben Grund ist es 
aus ökonomischer Sicht auch problematisch, 
dass ausnahmslos alle Händler von Kosmetika 
einen Zugang zum Informationsdossier sicher­
stellen müssen.

Denn wenn ein Händler über einen auslän­
dischen Grosshändler parallelimportiert, kann 
der Zugang zum Informationsdossier nicht ohne 
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Weiteres gewährleistet werden. Dies wird die 
Verhandlungsposition der Importeure gegen­
über ausländischen Herstellern von Kosmetika 
schwächen. Ein kompletter Zusammenbruch des 
Parallelimports von Kosmetika ist vor diesem 
Hintergrund nicht auszuschliessen.

Auch in Bezug auf die neue Pflicht, dass für 
jedes Kosmetikum, das in der Schweiz in Verkehr 
gebracht wird, ein Informationsdossier und ein 
Sicherheitsbericht vorliegen muss, sind die ökono­
mischen Voraussetzungen staatlichen Handelns 
unseres Erachtens eher nicht erfüllt. Denn es ist 
unklar, ob der Nutzen der Regulierung, der in  
einer erhöhten Sicherheit kosmetischer Mittel zu 
sehen ist, höher ist als die Kosten der Regulierung 
(einmalige Regulierungskosten in der Höhe von 
geschätzten 4,7 Millionen Franken und laufende 
Regulierungskosten in der Höhe von geschätzten 
800 000 Franken). Empirische Daten aus Deutsch­
land zur Häufigkeit unerwünschter Wirkungen 
von Kosmetika indizieren, dass die Schadenslast 
unsicherer Kosmetika vergleichsweise gering ist.4

Tiefere Regulierungskosten dank 
erleichterter Selbstkontrolle? 

Das neue Lebensmittelgesetz sieht für Kleinstbe­
triebe eine erleichterte Selbstkontrolle (inkl. der 
schriftlichen Dokumentation) vor. Die bisherigen 
Pflichten stellen insbesondere für die zahlreichen 
Kleinstunternehmen der Gastronomie und des Le­
bensmittel-Fachdetailhandels eine betriebswirt­
schaftlich relevante administrative Belastung dar. 
Die Regulierungskosten der Durchführung und 
Dokumentation der Selbstkontrolle schätzen wir 
bei Gastronomiebetrieben mit weniger als zehn 

vollzeitäquivalenten Stellen auf 5 800 Franken pro 
Betrieb und Jahr und bei Bäckerei- und Metzge­
reibetrieben mit weniger als zehn vollzeitäquiva­
lenten Stellen auf 14 450 Franken pro Betrieb und 
Jahr. Das Potenzial, die Regulierungskosten mittels 
einer erleichterten Selbstkontrolle und Dokumen­
tation zu reduzieren, ist grundsätzlich also hoch.

Dennoch bestehen Zweifel, ob die Regulie­
rungskosten substanziell reduziert werden kön­
nen: Zum einen konnten im Rahmen der RFA 
keine konkreten, zielführenden Massnahmen 
identifiziert werden, die zu einer systemati­
schen Reduktion der Regulierungskosten führen 
würden. Zudem bestand – wie das Beispiel der 
Gastronomie zeigt – offenbar bereits unter der 
geltenden Rechtsordnung die Möglichkeit, die 
Anforderungen an die Selbstkontrolle abhängig 
von der Betriebsgrösse zu definieren. Es stellt 
sich also die Frage, ob die im neuen Lebensmit­
telrecht vorgesehene erleichterte Selbstkontrolle 
und Dokumentation überhaupt eine materielle 
Veränderung der Rechtsordnung darstellt.

4	 IKW – Industrieverband 
Körperpflege- und 
Waschmittel e.V., 
Mitglieder-Information 
(Schönheitspflege) Nr. 
2015-006: Sicherheit 
kosmetischer Mittel, 
Frankfurt am Main: 
Februar 2015.

Kasten 2: Neue Hygienevorschriften für Schlachtbetriebe ökonomisch sinnvoll
Die revidierte Hygieneverordnung 
schreibt ein neues Prozesshygienek-
riterium für Campylobacter bei Geflü-
gelschlachttierkörpern von Mast- und 
Truthühnern vor. Die Regulierung zielt 
darauf ab, die Schadenslast der Campy-
lobacteriose, einer Infektionskrankheit, 
die über verunreinigtes Geflügelfleisch 

übertragen wird, zu reduzieren. Die 
Schadenslast der Campylobacteriose in 
der Wirtschaft, im Gesundheitswesen 
und bei den betroffenen Individuen 
ist mit geschätzten 144,1 Millionen 
Franken vergleichsweise hoch. Durch 
die neue Regulierung könnte die 
Schadenslast um schätzungsweise 

7,9 Millionen Franken reduziert werden. 
Diesem Nutzen stehen Kosten bei den 
Schlacht- und Mastbetrieben gegen-
über, die im Rahmen der RFA zwar nicht 
vollumfänglich quantifiziert werden 
konnten, die jedoch tiefer sein dürften 
als die genannten 7,9 Millionen Franken. 
Aus ökonomischer Sicht ist das neue 

Prozesshygienekriterium demzufolge 
zu begrüssen. Eine noch effektivere 
Massnahme wäre gemäss unseren Er-
kenntnissen die Dekontamination von 
Geflügelschlachtkörpern mithilfe von 
Chemikalien oder Bestrahlung, die auf-
seiten der Konsumenten derzeit jedoch 
wenig Akzeptanz zu finden scheint.


